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In diesem Zusammenhang ist zusätzlich zu beachten: 
Sollte sich erweisen, daß zumindest zum Teil Ver­
mögensvorteile aus der Straftat zum Erwerb des zu 
verteilenden Vermögens beigetragen haben, sind in der 
Regel dem Ehegatten, der sich strafbar machte, ent­
sprechend mehr — auch verwertbare — Gegenstände 
formell zuzuteilen, damit sie zur Tilgung der Schaden­
ersatzforderungen der Gläubiger zur Verfügung stehen. 
Ist es ausnahmsweise gerechtfertigt, dem anderen Ehe­
gatten, z. B. in Wahrung der Interessen der Kinder oder 
aus anderen dringlichen Gründen, mehr Sachwerte zur 
Verfügung zu stellen, als an sich möglich wäre, ist ihm 
eine den Umständen gerecht werdende Erstattungszah­
lung aufzuerlegen, die im Interesse der Gläubiger als­
bald zu erfüllen ist.
Weiter ist zu berücksichtigen, daß die vorzeitige Auf­
hebung der Vermögensgemeinschaft das gesamte ge­
meinsame Eigentum und Vermögen der Ehegatten zu 
erfassen hat. Das Gericht muß sich daher bemühen, 
hierzu einen möglichst genauen Überblick zu gewinnen 
und zusätzlich festgestellte Vermögenswerte in das Ver­
fahren einzubeziehen (Abschn. A III Ziff. 12 der OG- 
Richtlinie Nr. 24). Die Antragstellerin, die vom Haus­
rat nur die größeren Stücke angegeben hat, wäre anzu­
halten gewesen, z. B. auch die Bett- und Tischwäsche 
sowie Geschirr und sonstige kleinere Haushaltsgegen­
stände noch anzuführen. Hierdurch kann der Anteil der 
Parteien ebenfalls noch beeinflußt werden. Es dürfte 
zweckmäßig sein, dem Ehegatten, der nicht an der Straf­
tat beteiligt war, vorerst den zum gemeinsamen Ver­
mögen gehörenden Hausrat zuzuteilen.
Die Antragstellerin hat zur teilweisen Tilgung des Er­
stattungsbetrags ein Sparguthaben über 8 500 M abge­
treten. Es blieb ungeprüft, ob und — wenn ja — in wel­
chem Umfang dieses Konto mit Mitteln aus der Straftat 
des Antragsgegners angelegt wurde.
Bedenklich ist auch die Abzahlungsvereinbarung. Der 
VEB K. gewährte der Antragstellerin auf diese Weise 
ein zinsloses Darlehen über 16 500 M, das erst nach 
274/2 Jahren getilgt sein würde. Ein solches Entgegen­
kommen dürfte dem Schutz des Volkseigentums nicht 
dienlich und unter den gegebenen Umständen auch nicht 
vertretbar sein. Wenn schon die Gläubiger — insbeson­
dere der VEB K. — das Eigenheim der Antragstellerin 
überlassen wollten, hätte dies nicht unter den verein­
barten Bedingungen geschehen dürfen. Es wäre — wie 
bereits dargelegt — notwendig gewesen, sich einen aus­
reichenden Überblick darüber zu verschaffen, mit wel­
chen Geldern der Bau finanziert und das Sparguthaben 
der Antragstellerin angelegt wurde. Hieraus hätten sich 
dann konkrete Hinweise für eine zutreffende Gestaltung 
der an den VEB K. zu zahlenden Summe und die not­
wendigen Zahlungsbedingungen ergeben. Wäre die An­
tragstellerin auch dann noch an der Übernahme des 
Eigenheims interessiert gewesen, hätte sie für die sofor­
tige oder zumindest alsbaldige Begleichung des Gegen­
wertes u. U. durch Aufnahme eines Darlehens Sorge 
tragen müssen.
Schließlich wird im Vergleichsbestätigungsbeschluß aus­
geführt, daß der Pkw den durch die Straftat geschädig­
ten Gläubigem zur Verfügung gestellt worden sei. Das 
steht im Widerspruch zur Darstellung der Antragstelle­
rin. Sie führte im Güteantrag aus, daß der Wagen für 
die Bestreitung von Verfahrenskosten verwertet wor­
den sei. Träfe das zu, wäre es in diesem Verfahren 
kaum vertretbar, hieraus Voraussetzungen für eine un­
gleiche Verteilung des gemeinsamen Vermögens zugun­
sten der Antragstellerin herzuleiten, weil sie vom Ver­
kaufserlös nichts erhalten hat. Einmal ist nicht hin­

reichend geklärt, ob der Pkw überhaupt zum gemein­
samen Vermögen gehört, zum anderen kann Abschn. 
AII Ziff. 7 c der OG-Richtlinie Nr. 24 nur bedingt An­
wendung finden, wenn hierdurch Rechte von Gläubigem 
in nicht zu billigender Weise eingeschränkt werden. 
Das schließt nicht aus, daß der Antragsgegner aus ande­
ren Rechtsgründen an die Antragstellerin einen Aus­
gleich aus seinem persönlichen Vermögen zu zahlen 
hat.
Zusammenfassend ergibt sich, daß aus dem bestätigten 
Vergleich entgegen der Auffassung der Kammer für 
Familienrechtssachen nicht ausreichend entnommen 
werden kann, ob die Interessen der Gläubiger gewahrt 
worden sind. Das trifft nicht zuletzt auch auf die Ver­
rechnung von 20 000 M Ersparnissen des Antragsgegners 
im Rahmen der Vermögensteilung zu, da auch inso­
weit nicht ausreichend geklärt ist, ob sie zum gemein­
samen Vermögen gehören.
Zugleich hat sich gezeigt, daß in Verfahren nach §41 
FGB, in denen Vermögenserwerb mit Mitteln aus straf­
baren Handlungen erfolgt ist oder nahe liegt, ein Ver­
gleichsabschluß nur nach gründlicher Beweisaufnahme, 
besonders auch über den Umfang des gemeinsamen 
Vermögens, erwogen werden kann. Vereinbarungen im 
Güteverfahren dürften nur in seltenen Ausnahmefällen 
möglich sein.
Der Beschluß des Kreisgerichts verletzt daher §§13, 16, 
39, 41 FGB, §§ 2, 25 FVerfO, die OG-Richtlinie Nr. 24 
sowie § 134 BGB. Er war deshalb aufzuheben und die 
Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 
das Kreisgericht zurückzuverweisen.

§§ 25,19, 20 FGB; OG-Richtlinie Nr. 18.

Der zu den Voraussetzungen des § 22 FGB entwickelte 
Grundsatz, daß die verminderte Leistungsfähigkeit 
eines inhaftierten Unterhaltsverpflichteten auf eigenem 
Verschulden beruht und deshalb in der Regel keinen 
Einfluß auf die Unterhaltsverpflichtung haben kann, 
wenn er zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und 
weniger oder z. B. wegen asozialer Lebensweise, hart­
näckiger Rückfälligkeit oder Verletzung der Unterhalts­
pflicht zu einer Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr 
verurteilt wurde, ist auch dann zu berücksichtigen, 
wenn der Unterhalt erstmalig festzulegen ist.
BG Magdeburg, Urteil vom 11. Februar 1974 —
Kass. F 5/74.

Das Kreisgericht hat die Ehe der Parteien geschieden, 
das Erziehungsrecht für die vier minderjährigen Kin­
der der Klägerin übertragen und den Verklagten ver­
urteilt, während des Strafvollzugs einen monatlichen 
Unterhalt in Höhe bis zu 30 M je Kind zu zahlen.
Der Verklagte ist zweimal mit Freiheitsentzug vorbe­
straft. Er wurde am 5. Juli 1973 erneut zu einer Frei­
heitsstrafe von einem Jahr verurteilt.
Gegen die Unterhaltsentscheidung richtet sich der Kas­
sationsantrag des Direktors des Bezirksgerichts, der Er­
folg hatte.

Aus den G r ü n d e n :

Die Entscheidung des Kreisgerichts über den Unterhalt 
für die Kinder beruht auf mangelhafter Sachaufklä­
rung. Das Kreisgericht hat es unterlassen, das Arbeits­
einkommen des Verklagten vor seiner letzten Inhaftie­
rung am 2. April 1973 zu ermitteln. Das wäre jedoch 
erforderlich gewesen, weil dieses Einkommen unter Be­
achtung des in Abschn. I Abs. 3 der Richtlinie Nr. 18 des
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